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Vermehrt neigen Rechts-
schutzversicherungen dazu,
ihren Kunden als Vertrags-
partnern die Erforderlichkeit
zu suggerieren, dass vor der
Kontaktaufnahme zu einem
Rechtsanwalt die Durchfüh-
rung einer Mediation zwin-
gend erforderlich sei.
Ein Beispiel aus der Praxis
verdeutlicht die damit zusam-
menhängende Problematik
für den Rechtsuchenden:
Im konkreten Fall war dem
Versicherungsnehmer am
03.07.2013 ein Schreiben sei-
nes Arbeitgebers zugegan-
gen, mit welchem der Arbeit-
geber das Arbeitsverhältnis
kündigte. Der Versicherungs-
nehmer nahm nachfolgend
direkt Kontakt zu seiner
Rechtsschutzversicherung
auf, um den Sachverhalt an-
zuzeigen und um die Ertei-
lung der Deckungszusage zu
bitten. Telefonisch kündigte
die Rechtsschutzversicherung
an, der Versicherungsnehmer
sei zunächst vor der Kontakt-
aufnahme zu einem Rechts-
anwalt dazu gehalten, eine
durch die Rechtsschutzversi-
cherung initiierte „Mediation“
zur Beilegung der Streitigkeit
durchzuführen. Dazu werde
sich kurzfristig ein „Mediator“
der Rechtsschutzversicherung
bei dem Versicherungsnehmer
melden.
Nach einigen Tagen meldete
sich dann telefonisch bei dem
Versicherungsnehmer ein Me-
diator und führte aus, Kontakt
zu der Gegenseite herstellen
zu wollen, um eine außerge-
richtliche Einigung herbeizu-
führen. Der Anrufer präsen-
tierte bereits einen von ihm
selbst erdachten Einigungs-
vorschlag und führte aus, mit
diesem Vorschlag die Gegen-
seite kontaktieren zu wollen.
Nachfolgend hörte der Versi-
cherungsnehmer zunächst von
dem Sachverhalt über eine Ka-
lenderwoche hinweg nichts.
Der Versicherungsnehmer
nahm vor diesem Hintergrund
telefonischen Kontakt zu dem
„Mediator“ auf, um den Sach-
stand zu erfragen. Dieser teil-
te mit, noch kein Ergebnis prä-
sentieren zu können.
Am 23.07.2013 suchte der Ver-
sicherungsnehmer alsdann

eigeninitiativ einen Rechtsan-
walt auf, um sich in der Ange-
legenheit rechtlich beraten zu
lassen. Der Rechtsanwalt wies
- wie rechtlich geboten - auf
§ 4 S. 1 des Kündigungsschutz-
gesetzes (KSchG) hin. Danach
muss ein Arbeitnehmer, der
die Unwirksamkeit einer Kün-
digung geltend machen will,
innerhalb von 3 Wochen ab
Zugang der schriftlichen Kün-
digung Klage beim Arbeitsge-
richt auf Feststellung erheben,
dass das Arbeitsverhältnis
durch die Kündigung nicht
aufgelöst ist. Vor dem Hinter-
grund des Zugangs der Kündi-
gung am 03.07.2013 lief diese
Frist bereits einen Tag später
- am 24.07.2013 - ab.
Wäre der Versicherungsneh-
mer nicht eigeninitiativ tätig
geworden, hätte er riskiert,
dass diese Ausschlussfrist zu
seinen Lasten eingreift mit der
Konsequenz, dass die Kün-
digung grundsätzlich allein
wegen des Fristablaufes als
wirksam zu qualifi zieren ist
und das Arbeitsverhältnis be-
endet.
Der vorstehende Sachverhalt
zeigt die grundlegende Prob-
lematik der Praxis der Rechts-
schutzversicherungen auf,
insbesondere aus Gründen
der Kostenersparnis Versiche-
rungsnehmern zunächst das
Verfahren der „Mediation“
vorzuschlagen.
Bei rechtlicher Betrachtung
begegnet diese Praxis zwei
wesentlichen Bedenken:
1. Das Verfahren, welches
durch die Rechtsschutzversi-
cherungen zur Anwendung
kommt, kann nicht als Media-
tion bezeichnet werden, weil
die Grundsätze der Mediation
nachhaltig missachtet werden.
2. Insbesondere in fristgebun-
denen Angelegenheiten sind
mit dieser Vorgehensweise
der Rechtsschutzversicherun-
gen nachhaltige Risiken für
den Versicherungsnehmer ver-
bunden.
Im Einzelnen:
Als Mediation (lat. „Vermitt-
lung“) wird ein strukturier-
tes freiwilliges Verfahren zur
konstruktiven Beilegung eines
Konfliktes verstanden. Die
Mediation unterliegt verschie-
denen wesentlichen Prinzipi-

en, beispielsweise:
Freiwilligkeit
Als wesentlich gilt, dass alle
Beteiligten - einschließlich des
Mediators - die Mediation wis-
sentlich und willentlich und
insbesondere freiverantwort-
lich durchführen wollen.
Ergebnisoffenheit
Ein weiteres Prinzip der Medi-
ation besteht darin, dass das
Ergebnis der Einigung nicht
bereits zu Beginn fest steht,
sondern die Konfl iktparteien
eigeninitiativ Interessen her-
ausarbeiten, um diese dann ei-
ner für beide Parteien akzep-
tablen Einigung zuzuführen.
Der Mediator selbst unterbrei-
tet keinerlei Einigungsvor-
schläge.
Allparteilichkeit
Weiter gilt es als Wesen der
Mediation, dass der Mediator
auf keiner Seite der Beteilig-
ten steht und unparteiisch
agiert.
Die durch viele Versicherungs-
unternehmen praktizierte
„Mediation“ genügt diesen
Anforderungen offensichtlich
nicht.
Soweit ein Versicherungsneh-
mer bereits dazu angehalten
wird, vor der Einholung eines
Rechtsrates bei einem Rechts-
anwalt das Verfahren der Me-
diation zu betreiben, wird das
Prinzip der Freiwilligkeit ver-
letzt. Erforderlich wäre es,
dass sich der Versicherungs-
nehmer freiverantwortlich
und in positiver Kenntnis der
alternativen Möglichkeit des
Aufsuchens eines Rechtsan-
waltes für das Verfahren der
Mediation entscheidet. Dem
wird vielfach nicht genügt.
Gleichfalls verletzt wird das
Prinzip der Ergebnisoffenheit,
weil in vielen Fällen der „Me-
diator“ einer Versicherung be-
reits ein konkretes Ergebnis
präsentiert und dieses beiden
Parteien vermitteln möchte.
Vielfach greifen Rechtsschutz-
versicherungen unter Beru-
fung auf eine so genannte
„Shuttle-Mediation“ auf eine
ausschließlich telefonische
Kontaktaufnahme zurück.
Eine solche Vorgehensweise
ist besonders deshalb bedenk-
lich, weil beide Parteien nicht
in das Stadium der persönli-
chen Verhandlungen eintreten

können. Als wesentlich wird
in diesem Zusammenhang
verstanden, dass die persön-
liche Verhandlung im Rahmen
eines Gespräches an einem
neutralen Ort zu ausgewoge-
neren und im Ergebnis für die
Parteien besseren Ergebnissen
führt. Dem wird vorliegend
offensichtlich nicht genügt.
Der Aspekt der Allparteilich-
keit ermöglicht es dem Versi-
cherungsnehmer im Fall der
Durchführung einer Mediation
durch eine Rechtsschutzversi-
cherung in vielen Fällen nicht,
zuvor Rechtsrat einzuholen,
um die eigene rechtliche Posi-
tion hinreichend sicher beur-
teilen zu können.
Vielfach enthalten Vertrags-
gestaltungen der Versiche-
rungsunternehmen - die so
genannten Versicherungsbe-
dingungen - Verpfl ichtungen
eines Versicherungsnehmers-
dahingehend, sich nach Mel-
dung eines Rechtsschutzfalles
zunächst dem Verfahren einer
„Mediation“ zu unterwerfen.
Dabei sollten Versicherungs-
nehmer stets kritisch hinter-
fragen, ob entsprechende
Klauseln in Versicherungsver-
trägen rechtlich als wirksam
zu qualifizieren sind. Vielfach
dürfte dies nicht der Fall sein.
Grundsätzlich besteht aus der
Perspektive eines jeden Ver-
sicherungsnehmers das Recht,
nach Abschluss einer Rechts-
schutzversicherung bei Vorlie-
gen eines versicherten Rechts-
schutzfalles einen Rechtsan-
walt zur Beratung und Vertre-
tung aufsuchen zu dürfen.
Völlig unabhängig, ob nach-
folgend eine Mediation durch-
geführt wird, sollte ein ver-
ständiger Versicherungsneh-
mer sich stets seiner eigenen
Rechte und Pfl ichten bezogen
auf den Streitfall bewusst

werden können. Dies bedingt
vielfach, dass der betroffe-
ne Versicherungsnehmer zu-
vor Rücksprache mit einem
Rechtsanwalt hält. Gleichfalls
ist es möglich, dass ein Versi-
cherungsnehmer im Rahmen
eines Mediationsverfahrens
einen Rechtsanwalt hinzu-
zieht.

Zur Vermeidung von Rechts-
nachteilen kann an dieser Stel-
le zunächst nur der Praxistipp
gegeben werden, dass ein
betroffener Versicherungs-
nehmer sich gegenüber dem
Versicherungsunternehmen
stets darauf berufen sollte,
das Recht zu haben, einen
Rechtsanwalt für die Bera-
tung und Vertretung frei aus-
wählen zu dürfen. Keinesfalls
besteht eine Verpfl ichtung
dahingehend, dass die Rechts-
schutzversicherung die Person
des Rechtsanwalts oder aber
des Mediators vorgibt. Gleich-
falls kann der Versicherungs-
nehmer nicht zu einer außer-
gerichtlichen Schlichtung ge-
zwungen werden.
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